
Die Europawahl 2009
wurde durch das am 19.
März 2009 ausgegebe-

ne Bundesgesetzblatt BGBl
II Nr. 77/2009 ausgeschrie-
ben – neben dem Wahltag
wurde der Stichtag (31. März
2009) festgelegt, von dem
ausgehend sich zahlreiche
Fristen berechnen lassen.
Beide Termine waren zuvor
mit einer Verordnung der
Bundesregierung beschlossen
und vom Hauptausschuss des
Nationalrates bestätigt wor-
den. Bei der Europawahl
werden die Mitglieder des
Europäischen Parlaments
(EP) gewählt, die aus den 27 Mitglied-
staaten stammen. Die Funktionsperiode
des EP dauert fünf Jahre – anders als
etwa bei einer Nationalratswahl, gilt
dieser Zeitraum als fix, das heißt „vor-
zeitige“ Europawahlen sind im EU-
Recht nicht vorgesehen.

Die Europawahl wird in allen Mit-
gliedstaaten zwischen Donnerstag und
Sonntag in der ersten Juni-Hälfte abge-
halten, sofern der Rat keinen anderen
Termin beschließt. In Österreich muss
der Wahltag an einem Sonntag oder ei-
nem gesetzlichen Feiertag anberaumt

werden – der 7. Juni 2009 ist ein Sonn-
tag. Neben Österreichern, die spätestens
am Wahltag den 16. Geburtstag vollen-
den, sind auch Unionsbürger wahlbe-
rechtigt, wenn sich ihr Hauptwohnsitz
in Österreich befindet und sie eine
förmliche Erklärung abgegeben haben,
die österreichischen Mitglieder des EP
(und nicht die Mitglieder ihres Her-
kunftslandes) wählen zu wollen. Die
dafür notwendige Eintragung in die Eu-
ropa-Wählerevidenz bei der Haupt-
wohnsitz-Gemeinde konnte von EU-
Bürgern bis 31. März 2009 beantragt
werden. Auslandsösterreicher hatten bis

zum 30. April 2009 die Mög-
lichkeit, sich in die Europa-
Wählerevidenz der zuständi-
gen Gemeinde eintragen zu
lassen und die „förmliche Er-
klärung“ abzugeben. Den
Hintergrund dieser Erklärung
bilden die rechtlichen Vorga-
ben der Europäischen Union,
insbesondere die „Richtlinie
93/109/
EG des Rates vom 6. Dezem-
ber 1993 über die Einzelhei-
ten der Ausübung des aktiven
und passiven Wahlrechts bei
den Wahlen zum Europäi-
schen Parlament für Unions-
bürger mit Wohnsitz in ei-

nem Mitgliedstaat, dessen Staatsan-
gehörigkeit sie nicht besitzen“, die ei-
ner doppelten Stimmabgabe von Uni-
onsbürgern entgegenwirken soll. Die
primäre Rechtsgrundlage für die Durch-
führung der Europawahlen auf EU-Ebe-
ne ist der Ratsakt zur Einführung allge-
meiner unmittelbarer Wahlen, der zu-
letzt durch den Beschluss
2002/772/EG, Euratom geändert wurde
(„Direktwahlakt“).

Europawahlordnung. Innerstaatlich
ist die Durchführung der Europawahl
durch die Europawahlordnung (EuWO)
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EUROPAWAHL

Briefwahl noch einfacher
Für die Europawahl 2009 hat der

Gesetzgeber Vereinfachungen bei der
Briefwahl beschlossen, die im März
2009 in Kraft getreten sind: Das Aus-
füllen eines Datums, eines Orts oder
einer Uhrzeit ist bei der eidesstattli-
chen Erklärung nicht mehr notwendig.
Nur noch die eigenhändige Unter-
schrift ist auf der Wahlkarte vorgese-
hen. Auch der Postweg ist bei Aus-
übung der Briefwahl nicht mehr vorge-
schrieben. Zur Übermittlung der Wahl-
karte sind nun auch andere Wege als
die Post (bzw. im Ausland die Vertre-
tungsbehörde) zulässig, etwa eine per-
sönliche Abgabe. Dies entspricht den

Regelungen des Aus-
landswahlkartenwe-
sens von 1990 bis
2006, die sich in der
Praxis gut bewährt
hatten. Briefwähler

müssen bei einer Übermittlung im
Postweg – sowohl im Inland als auch
vom Ausland – keine Portokosten
mehr entrichten. Das Porto wird vom
Bund übernommen. Informationen
über die Europawahl, das Wählen mit
Wahlkarte und die Neuerungen bei der
Briefwahl werden vom BMI ab 11.
Mai 2009 per Postwurfsendung an alle
Haushalte in Österreich übermittelt. Es
wird auch eine Hotline (Tel.: 01/531
26-2700) geben, über die Fragen rund

um die Europawahl beantwortet wer-
den. Gemeinden brauchen bei der Eu-
ropawahl 2009 die Wählerverzeichnis-
se an Sonntagen nicht mehr verpflich-
tend aufzulegen. Da die tatsächliche
Nachfrage, an Sonntagen in das
Wählerverzeichnis Einsicht zu neh-
men, gering war, können die Gemein-
den durch die letzte Novelle der Euro-
pawahlordnung nun selbst entschei-
den, ob sie die Einsichtnahme verkürzt
anbieten oder am Sonntag geschlossen
halten. Auch weiterhin wird von den
Gemeinden aber jedenfalls auf die Be-
dürfnisse von berufstätigen Menschen
Rücksicht genommen werden, etwa
durch längere Öffnungszeiten an ei-
nem Wochentag.

EUROPAWAHL

Bei der Europawahl werden die Mitglieder des Europäischen
Parlaments aus den 27 Mitgliedstaaten gewählt.

Eine Stimme für Europa
Am 7. Juni 2009 findet die mittlerweile vierte Europawahl in Österreich statt. 

Im Bundesministerium für Inneres laufen die Fäden zusammen.



geregelt. Dazu kommt das Europa-
Wählerevidenzgesetz, auf Grund des-
sen ein eigenes – neben der „norma-
len“ Wählerevidenz bestehendes –
Wählerregister für Europawahlen ein-
gerichtet ist. Die knapp 10.000 Wahl-
behörden, die am Wahltag in Öster-
reich auf allen Ebenen (Sprengel, Ge-
meinde, Bezirk, Land, Bund) tätig sind,
werden anlässlich der Europawahl
2009 nicht neu gebildet. Es werden
wieder jene Wahlbehörden aktiv, die
seit der Nationalratswahl 2008 beste-
hen. Anders als bei einer Nationalrats-
wahl mit Regionalwahlkreisen und
Landeswahlkreisen besteht bei der Eu-
ropawahl ein „einheitlicher Wahlkör-
per“. Aus diesem Grund ist der Bun-
deswahlbehörde von den wahlwerben-
den Gruppen nur jeweils ein – öster-
reichweiter – Wahlvorschlag (eine Li-
ste mit Kandidaten) vorzulegen. Bis 1.
Mai 2009, 17 Uhr, mussten alle Partei-
en, die sich an der Europawahl 2009
beteiligen wollten, bei der Bundes-
wahlbehörde ihre Wahlvorschläge ein-
bringen. Diese enthalten jeweils eine
Parteiliste mit bis zu 42 Bewerbern und
eine Parteibezeichnung in Worten.
Falls eine Kurzbezeichnung gewählt
wird, darf diese maximal sieben Buch-
staben umfassen, die ein Wort ergeben
können – zwei Buchstaben mehr als
bei der Nationalratswahl. 

Neben Unterstützungserklärungen
von 2.600 Personen ist es auch mög-
lich, die unterstützende Unterschrift
von mindestens drei Abgeordneten
zum Nationalrat oder von einem Mit-
glied des Europäischen Parlaments ein-
zuholen.

Das Prinzip der Verhältniswahl gilt
auch bei der Europawahl; die zu verge-
benden Mandate werden mittels des
d'Hondtschen Verfahrens ermittelt.
Vorzugsstimmen können durch Eintra-
gung auf dem Stimmzettel vergeben
werden; für eine Vorreihung sind Vor-
zugsstimmen im Ausmaß von sieben
Prozent der auf die Parteiliste entfalle-
nen gültigen Stimmen erforderlich.
Hinsichtlich der Organisation ist eine
Europawahl im Wesentlichen mit einer
Nationalratswahl vergleichbar. So be-
stehen zum Beispiel die gleichen Rege-
lungen zu den „Verbotszonen“ rund um
Wahllokale. Die Abteilung III/6 (Wahl-
angelegenheiten) des Bundesministeri-
ums für Inneres ist mit der Vorberei-
tung und Durchführung der Europa-
wahl 2009 betraut und fungiert als Ge-
schäftsstelle der Bundeswahlbehörde.
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